
— unmittelbare Beeinflussung durch Bürger mit nega­
tiver Einstellung zur sozialistischen Gesellschafts­
ordnung,

— Arbeitsbummelei,
— Mängel in der Arbeitsorganisation und Leitungs­

tätigkeit des Beschäftigungsbetriebes,
— übermäßiger Alkoholgenuß (insbesondere bei 18- bis 

25jährigen),
— Mangel an sinnvoller Freizeitgestaltung,
— mangelhafte Schul- und Berufsausbildung,
— ungenügende Sicherheitsmaßnahmen zum Schutze 

des gesellschaftlichen und persönlichen Eigentums in 
den Betrieben und Wohnlagern.

Der Beschluß des Plenums des Bezirksgerichts vom 
17. Juni 1963 ist deshalb in allen Verfahren gegen 
Jugendliche noch wirksamer und konsequenter zur 
Überwindung auch dieser begünstigenden Bedingungen 
anzuwenden, um künftigen Straftaten vorzubeugen.
So stellte z. B. das Kreisgericht Lübben fest, daß seit 
Oktober 1963 in neun Verfahren gegen Täter im Alter 
bis zu 25 Jahren übermäßiger Alkoholgenuß die Straf­
taten begünstigt hatte. Daraufhin wurde gegen einen 
Gastwirt, der einem 15jährigen Angeklagten vor dessen 
Tat Alkohol ausgeschenkt hatte, durch die Abteilung 
Volksbildung des Rates des Kreises eine Ordnungsstrafe 
von 150 DM verhängt. Gleichzeitig wurden die neun 
Verfahren vor den Gastwirten des Konsums und der 
privaten Gaststätten der Stadt Lübben ausgewertet. Die 
Gastwirte wurden nachdrücklich auf ihre Pflichten 
beim Alkoholausschank hingewiesen.
Das Kreisgericht Weißwasser hatte in mehreren Straf­
verfahren festgestellt, daß in den Wohnheimen der 
volkseigenen Betriebe pädagogische Mängel herrschten. 
Personen über 18 Jahre waren mit Jugendlichen 
unter 18 Jahren zusammen untergebracht. Auf Emp­
fehlung von Gericht und Staatsanwalt nahmen die ört­
lichen Organe entsprechende Veränderungen vor: Es 
wurden besondere Betriebsjugendwohnheime eingerich­
tet und der Abteilung Volksbildung unterstellt. Ferner 
wurde eine Heimordnung ausgearbeitet. Zwischen den 
Eltern der Jugendlichen und den Jugendwohnheimen 
wurden verbindliche Erziehungsvereinbarungen getrof­
fen, wonach die Jugendlichen von den Erziehern bei der 
Verwaltung und beim Verbrauchen ihres Arbeitslohnes 
beraten werden. Die kulturelle Betreuung und Freizeit­
gestaltung wurde verbessert und die Arbeit der FDJ 
aktiviert. All diese Maßnahmen haben dazu beigetra­
gen, die Schwerpunktkriminalität in den Wohnheimen 
zu beseitigen.
4. Mangelnde sexuelle Aufklärung von Kindern und 
Jugendlichen wirkt sich als begünstigender Umstand 
dafür aus, daß an Kindern und Jugendlichen Sexual­
verbrechen begangen werden können und andererseits 
auch von Jugendlichen selbst begangen werden. In ge­
eigneter Form sollten deshalb auch derartige Verfahren 
öffentlich ausgewertet werden.
Das Kreisgericht Senftenberg hat im Zusammenwirken 
mit staatlichen Organen sowie mit Unterstützung von 
Ärzten, Psychologen und Pädagogen eine Analyse der 
im Kreis begangenen Sittlichkeitsverbrechen mit den 
Eltern der Schüler einer Oberschule ausgewertet. Das 
Ergebnis dieser Auswertung war die Überführung von 
zwei Sittlichkeitsverbrechern durch Mithilfe der Eltern. 
Ferner wurde die Analyse auf einem Lehrgang für 
Mitglieder der Elternbeiräte sowie mit den Schuldirek- 

m* toren des Kreises und im Sekretariat der Nationalen 
Front ausgewertet.
5. Das Jugendkommunique setzt in die Jugend das 
Vertrauen, mit negativen Erscheinungen in ihren eige­
nen Reihen fertig zu werden. Für die Rechtspflege 
muß dies Veranlassung sein, die Jugend auch in 
die Zurückdrängung der Kriminalität einzubeziehen.

Die Kreisgerichte haben darauf hinzuwirken, daß bei 
Strafverfahren gegen Täter bis zu 22 Jahren die FDJ, 
insbesondere die Grundorganisationen, und gegen 
Täter bis zu 25 Jahren der FDGB, z. B. durch Jugend­
vertrauensleute, beteiligt werden. In jedem Falle sollen 
auch die für die Durchsetzung der Jugendpolitik Ver­
antwortlichen im Verfahren mitwirken.
Die Gerichte haben ferner mit ihren Kräften und Mit­
teln die FDJ-Kontrollposten und Ordnungsgruppen zu 
unterstützen.
6. Der Rechtspflegeerlaß gilt für Jugendstrafverfahren 
nach dem JGG genauso wie für alle Strafsachen. Das 
bedeutet, auch im Jugendstrafverfahren stärker von der 
Ausnahmeregelung der Einbeziehung der Öffentlichkeit 
(§ 41 JGG) Gebrauch zu machen. Die Teilnahme eines 
differenzierten Zuhörerkreises an der Hauptverhand- 
lung hat hohen erzieherischen Wert und trägt vorbeu­
genden Charakter. Bei sorgfältiger Vorbereitung der 
Verhandlung ergeben sich daraus keine negativen 
Auswirkungen für die Erziehung des jugendlichen An­
geklagten. Der Ausschluß der Öffentlichkeit in einem 
Jugendstrafverfahren ist aber dann notwendig, wenn 
bei dem jugendlichen Angeklagten Hemmungen ein- 
treten sollten oder sonst die erzieherische Einflußnahme 
beeinträchtigt würde.
In geeigneten Fällen kann ein Jugendstrafverfahren 
auch vor erweiterter Öffentlichkeit in Betrieben, Schu­
len, Wohnheimen usw. durchgeführt werden.
7. Es ist eine engere Zusammenarbeit der Gerichte mit 
den Organen der Jugendhilfe und besonders den 
Jugendhelfern erforderlich. Die Jugendhelfer müssen 
bereits während des Verfahrens Kenntnis von allen die 
Straftat begünstigenden Umständen erhalten, damit sie 
dazu beitragen können, diese zu überwinden und zu­
gleich auf den Jugendlichen aktiv erzieherisch einzu­
wirken.
Die Auswertung der Entwicklung der Jugendkriminali­
tät und von einzelnen Verfahren vor Jugendhelfern, 
ihre Teilnahme an Schöffenschulungen, Informationen 
über begünstigende Umstände usw. sind geeignete 
Möglichkeiten zur stärkeren Einbeziehung der Jugend­
helfer.
8. Die stärkere Einbeziehung der Jugendbeistände in 
die Zurückdrängung der Jugendkriminilität setzt eine 
qualifizierte Auswahl der Jugendbeistände voraus. Die 
Kreisgerichte sollten die Jugendbeistände aus dem Be­
reich auswählen, aus dem die angeklagten Jugendlichen 
kommen. Auch die gesellschaftlichen Organisationen 
(wie FDJ, DTSB, GST usw.) sollten für Rechtsverletzer 
aus ihrem Bereich Jugendbeistände benennen.
Die Jugendbeistände sind dazu anzuhalten, nach der 
Hauptverhandlung bei der Beseitigung der begünsti­
genden Umstände und bei der Erziehung der Jugend­
lichen mitzuwirken. Rücksprachen des Jugendbeistan­
des mit dem angeklagten Jugendlichen, die nur 
zur Vorbereitung der Hauptverhandlung dienen, 
werden dem Rechtspflegeerlaß nicht gerecht.
9. Die Kreisgerichte müssen mit ihren Mitteln die Wie­
dereingliederung entlassener jugendlicher Strafgefan­
gener unterstützen. Besonders sollte dabei auf die Be­
rufsausbildung der Jugendlichen geachtet werden. Eine 
mangelhafte Eingliederung vorbestrafter Personen in 
das gesellschaftliche Leben wirkt sich in der Regel' be­
günstigend für die Begehung neuer Straftaten aus. Der
1. Strafsenat des Bezirksgerichts hat in den Betrieben 
Aussprachen mit den Haftentlassenen und den gesell­
schaftlichen Organisationen geführt und auch Schöffen 
mit Aussprachen und Betreuungen beauftragt. Diese 
Methode sollte von allen Kreisgerichten angewendet 
werden.
Die Notwendigkeit, wirksame Maßnahmen zur Wieder­
eingliederung entlassener Strafgefangener in das gesell-
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